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– UMBRUCH –
Einbruch oder Aufbruch ?

VON DR. HELMUT BÖTTIGER

Umbruch ist ein starkes Wort, denn es meint hier: An die Stelle eines alten Systems
soll ein neues treten. Deutet sich etwa ein solcher Umbruch an – in Form eines Auf-
bruchs zu etwas Besserem?

Tatsächlich erleben wir in letzter Zeit häufig „Einbrüche“. Nein, nicht nur in Häu-
ser und Geschäfte wird eingebrochen. Hier geht es um anderes. So ist kürzlich der
Wert des Euros eingebrochen und auf den Wert des Dollars herabgesunken. Der
Sars-Covid 19-Virus hat mit Lockdown, Masken- und Impf-Forderungen fast das Ge-
sundheitssystem in Frage gestellt. Die dramatisch fortschreitende Inflation hat die
Versorgung vieler privater Haushalte einbrechen lassen und dort die Sorge verbreitet,
wie man künftig noch über die Runden kommen solle. Verstärkt wurde das besonders
durch den enormen Anstieg der Energie- und Treibstoffpreise. Schließlich sind blo-
ckierte Verhandlungen in einen Krieg ausgebrochen und steigern die Gefahr eines
Atomkriegs bedrohlich. Mit der Zuspitzung solcher Krisen wächst die diffuse Angst in
der Bevölkerung. Ihr Vertrauen in die Zukunft beginnt einzubrechen.

Darüber hinaus hat die Coronakrise die ideologische Spaltung in der Bevölkerung
vertieft. Die Spaltung begann vorher und zwar seit den 1970er Jahren mit dem Be-
griff „Grenzen des Wachstums“. Die gesellschaftliche Spaltung betraf zunächst die
Zustimmung oder Ablehnung der vielfach aber zunächst wenig stichhaltigen Beweis-
führung, dass die Industriegesellschaft sich in relativ kurzer Zeit auf kaum zu über-
windende Grenzen des Wachstums zu bewege. Mit den Jahren verlagerte sich der
Streit eher auf die Frage, welche Maßnahmen zu ergreifen seien, so dass der Wider-
spruch kaum in Erscheinung trat.

Er war aber nur übertüncht worden. Grenzen des Wachstums hatten sich in der
bisher gut 4 Milliarden Jahren währenden Entwicklung des Planeten Erde immer
wieder eingestellt. Sie haben letztlich die evolutionäre Entwicklung seiner Biosphäre
vorangebracht. Demnach wäre auch jetzt an eine evolutionäre Überwindung der er-
neut in Erscheinung tretenden Grenzen zu denken, eine Evolution der sogenannten
Noosphäre, wenn man so will. Dem gegenüber scheint sich aber die entgegengesetzte
Meinung durchzusetzen, nämlich dass diesen Grenzen nur durch ein Zurückfahren
von Produktion und Versorgung der Menschen zu begegnen sei und die Menschheit
sich somit in das stationär verstandene Geschehen der derzeitigen Biosphäre einzu-
passen habe. Energie-Einsatz und -Verbrauch stehen hierbei im Mittelpunkt der Be-
trachtung.

1 Der Artikel wurde am 29.8.2022 vom Europäischen Institut für Klima & Energie (EIKE) veröffent-
licht. An dem Text wurde kleine redaktionelle Änderungen vorgenommen.
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Neben allgemein vertretenen Forderungen, sich in die statisch interpretierte Bio-
sphäre einzuordnen, finden evolutionär ausgerichtete Gegenstimmen kaum noch Be-
achtung und treten allenfalls noch im Streit um die Nutzung der Kernbindungs-
kräfte (Atomenergie) auf. Der Streit spitzte sich zu, weil nun auch massive Ein-
schränkungen bei der Nutzung fossiler Energieträger gefordert werden. Das wird
damit begründet, dass deren Abgase, das Kohlendioxid CO2, neben Wasser die
Grundnahrung der Pflanzen, angeblich das Klima bedrohlich erwärmen. Die alterna-
tiven Energiequellen, auf die statt dessen verwiesen werden, sind nicht nur knapp, sie
verlangen eine drastische Senkung des Lebensstandards und der Anzahl der Men-
schen. Sie greifen selbst bedenklich in die Umwelt ein, was erstaunlicherweise kaum
beachtet wird.

Oder sehen wir das zu pessimistisch, reden wir den Aufbruch in ein neues Leben
schlecht?

Nehmen wir zum Beispiel die Windenergie.

Die Technik der Windkraftwerke gilt als sicher und gut handhabbar. Das wird
kaum bestritten. Doch Windkraftwerke gefährden allerdings in erheblichem Umfang
Vögel, Fledermäuse und vor allem Insekten, die zu sogenannten Schlagopfern wer-
den. Die Quantifizierung der Schäden erweist sich als schwierig, weil Tiere, wie z.B.
Füchse, die weggeschleuderten Kadaver verzehren. Der Schlagschatten der Rotoren
belästigt Anwohner. Die niedrig-frequente Druckwelle, die das Vorbeigleiten des Ro-
torblatts am Turm erzeugt, löst bei allen Lebewesen in ihren Luft- oder Gas-gefüllten
Hohlräumen, wie z.B. in den Lungen, sogenannte Barotraumata aus, die vor allem bei
Fledermäusen traumatische bis tödliche Auswirkungen haben. Sie können neben
dem damit verbundenen Infraschall auch empfindliche Menschen gesundheitlich
schädigen.

Für den Flächenbedarf einer Windkraftanlage mit dem Zuweg für die Montage
und Wartung rechnet man bei der Drei-Megawatt-Klasse eine befestigte und freizu-
gängliche Fläche von etwa 2.500 m². In Wälder geht man von einem Bedarf von 0,47
ha aus. Das scheint im Vergleich zu anderen Anlagen wenig zu sein. Unberücksichtigt
bleiben die wegen der erzeugten Windschatten benötigten Abstände der Anlagen von
einander und damit die Streuung der Windanlagen über Land. Das Land zwischen
den Windkraftanlagen kann weiterhin landwirtschaftlich genutzt werden. Das gilt
wesentlich weniger für Solaranlagen, wenn sie nicht auf Hausdächern, über Straßen
und befestigten Plätzen errichtet werden.

Der Rohstoffverbrauch dieser zwischen mit 20 bis 25 Jahren relativ kurzlebigen
Kraftwerke ist erheblich, vor allem wenn man die wegen der unsteten Energiebereit-
stellung erforderliche Energiespeicherkapazität hinzurechnet. Hier spielt vor allem
der Bedarf an sogenannten seltenen Erden eine Rolle, deren Rückgewinnung aus dem
Abfallschrott noch größere Probleme aufwirft. Das gleiche gilt für den Sondermüll
aus den GFK-Fasern und Klebstoffen der Rotoren, die bisher noch nicht recycelt wer-
den können.

Kaum berücksichtigt wird in der Diskussion die Klimawirksamkeit der großen An-
zahl an Windkraftanlagen. Diese besteht im Abbremsen der Windgeschwindig-
keit. Dadurch wird nicht nur der Kühleffekt des Windes gemindert, sondern auch
seine Transportfähigkeit von Luftfeuchtigkeit vom Meer an Land. Inzwischen beob-
achten Meteorologen ein „Global Terrestrial Stilling“, das in etwa 10 m Höhe über
dem Erdboden zunehmend gemessen wird. Das trägt sowohl zur Klimaerwärmung
bei wie auch zu zunehmender Austrocknung, was sich u.a. im früher sehr nieder-
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schlagsreichen Norden Deutschlands bemerkbar macht. Selbst die Windenergiebran-
che kommt nicht umhin, den Rückgang der mittleren spezifischen Leistung schon
bestehender Windkraftanlagen in den Jahren von 2012 bis 2019 im Norden um 30 %,
in der Mitte um 23 %, im Süden um 26 % festzustellen.

Dem globalen terrestrischen Stilling wird inzwischen eine große wissenschaftliche,
sozioökonomische und ökologische Bedeutung beigemessen, weil selbst kleine Wind-
geschwindigkeitsänderungen die atmosphärische und ozeanische Dynamik und ver-
wandte Bereiche entscheidend beeinflussen, etwa die Landwirtschaft und Hydrologie
aufgrund der sogenannten Evapotranspiration (alle Arten des Übergangs des Wassers
vom Land in die Atmosphäre), die Migration durch Wind verbreiteter Pflanzenarten,
die Ausbreitung von Schadstoffen über die Luft etc.. Uneinheitlich wird noch der
Einfluss auf höher gelegene Standorte beurteilt, besonders auf solche, die einen
Großteil unserer Süßwasservorräte liefern. Es zeigt sich, dass die Windgeschwindig-
keiten dort sogar schneller abnehmen als an Standorten niedrigerer Höhen. Schließ-
lich entsteht bei der Umwandlung der Windenergie in elektrischen Strom zu einem
erheblichen Anteil (über 45%) Abwärme, die das Klima möglicherweise mehr er-
wärmt, als CO2 dies kann.

Der Einfluss der Energieentnahme aus dem Wind in Bezug auf Umwelt und Klima
wurde in der Öffentlichkeit kaum erwähnt. Das war und ist unverantwortlich, denn
laut Studienlage verstärken wir dadurch den sogenannten Klimawandel (die Erder-
wärmung), anstatt ihn abzumildern.

Ist eine gravierende und menschgemachte Klimaerwärmung durch
CO2 wissenschaftlich eindeutig belegt?

Die Klimaerwärmung durch Zunahme von CO2 in der Atmosphäre ist bisher kei-
neswegs „wissenschaftlich“ erwiesen, wie behauptet wird. „Wegen fehlender physika-
lischer Beweise, dass CO2 eine globale Erwärmung verursacht, beruht das Argument,
CO2 sei Ursache der Erwärmung, auf Computer-Modellierungen“, schrieb der Geolo-
ge Don J. Easterbrook bisher unwidersprochen. Modelle liefern keine Beweise, al-
lenfalls Erklärungen, und die brauchen nicht zuzutreffen. Das gilt vor allem für die
vielfach genannten 33°C Treibhausgaserwärmung aus einem erstaunlich falsch be-
rechneten Unterschied zwischen Erde ohne und mit Atmosphäre. Eine „Falsifizierung
der atmosphärischen CO2 – Treibhauseffekte im Rahmen der Physik“ (englisch) lie-
ferten bisher unwiderlegt Prof. Gerhard Gerlich (Institut für Mathematische Physik,
Technische Universität Braunschweig) und Dr. Ralf D. Tscheuschner bereits im Ok-
tober 2009.

Die Vertreter der „Klimasensitivität von CO2“ berufen sich gerne auf die soge-
nannte Rückstrahlung der vom erwärmten Erdboden abgegebenen Strahlung, die
vom CO2 remittiert wird. CO2 absorbiert und emittiert hauptsachlich in der engen
Bande von 15 Mikrometer (μm), Pflanzen tun das vorwiegend in der Bande 3,3 μm,
Gestein zwischen 8 und 12 μm. Flüssiges Wasser emittiert im gesamten mittleren IR-
Spektrum, besonders aber zwischen 2,8 und 8,3 μm. Daher sagte Prof. Reimund
Stadler vom Institut für Organische Chemie der Universität Mainz bereits 1994: „Die
Strahlungen, die vom Kohlendioxid absorbiert werden können, werden bei der vor-
handenen Kohlendioxidmenge bereits vollständig eingefangen. Mehr geht nicht! Der
konstruierte Zusammenhang zwischen global warming und Kohlendioxidemission
entbehrt einer wissenschaftlich kritisch überprüfbaren Grundlage. Demnach ginge
von einer Zunahme an CO2 in der Atmosphäre keine zusätzliche Klima-
erwärmung aus.



4

Wenn behauptet wird, CO2 würde die absorbierte Strahlung ringsum, also auch
zum Teil wieder zum Boden zurückstrahlen, mag das zutreffen. Dass dies den Boden
aufwärmen könnte, widerspricht eindeutig den Strahlungsgesetzen, die in Verbin-
dung mit Rudolf Clausius‘ zweitem Hauptsatz der Thermodynamik vor allem auf Max
Planck und Albert Einstein zurückgehen und bisher nicht widerlegt sind. Der wärme-
re Erdboden lässt sich nicht ohne Arbeit von der Strahlung eines kälteren Gegen-
stands erwärmen. CO2 leistet diese Arbeit jedenfalls nicht. Die Atmosphäre wird vor
allem durch die Strahlung des wärmeren Erdbodens erwärmt, dieser aber nicht durch
die darüberliegende, kältere Atmosphäre. Eine Erwärmung der Atmosphäre durch
Stoßaktivierung seitens angeregter CO2-Molekülen ist bei ihrem Verhältnis von 4 zu
10.000 anderen Luftmolen kaum messbar. Neben dem Strahlungsgeschehen müssten
auch alle anderen Arten der Energieströme, wie Aufstieg der latenten Wärme (pro
Sekunde verdunsten auf der Erde 14 Mio. t Wasser, der Dampf steigt auf und regnet
weiter oben abgekühlt wieder ab.) oder die Umwandlung der Sonnenenergie dank der
Photosynthese der Pflanzen mitberücksichtigt werden, was im Diskurs der Klimaer-
wärmung durch CO2 in der Regel nicht geschieht.

Die gängigen Erklärungen des angeblichen Treibhauseffekts stützen sich auch auf
der irrige Annahme, dass die gemittelte Temperatur (Durchschnittstemperatur der
Erdoberfläche) irgendeine physikalische Bedeutung habe. Eine solche mittlere Tem-
peratur hat mit einer Energiebilanz, aus der zumeist der Treibhauseffekt abgeleitet
wird, nichts zu tun. Bei einer physikalisch vernünftigen Analyse müssten stets Tem-
peraturfelder, also Bereiche von beobachtbaren, lokal gemessenen Temperaturen
miteinander verglichen werden. Es müssten durch Messungen gestützte Belege vor-
gelegt werden, dass die lokalen Erhöhungen der Konzentration des Spurengases CO2
zu lokalen Temperaturerhöhungen führt und das lokale Wetter verändern und somit
auch deren Statistik. Das ist bisher nicht geschehen.

Für die Zu- oder Abnahme des CO2-Gehalt der Atmosphäre sind weit mehr die
temperaturabhängige Ozeanosphäre und die Biosphäre (Flora und Fauna) verant-
wortlich als die Nutzung fossiler Brennstoffe. In der Biosphäre besorgen dies
Schwankungen zwischen dem CO2-bindenden Pflanzenwuchs und der CO2-
freisetzenden Ausatmung der Tiere und Menschen. In die Bodenerwärmung greift
der Mensch mehr über die Gestaltung der Erdoberfläche, Siedlungsbau und Land-
wirtschaft ein als über die industrielle CO2-Freisetzung.

Die CO2-Aufnahme oder Abgabe der Ozeane ist von der CO2-Konzentration in der
Atmosphäre (seinem Partialdruck) und von der Wassertemperatur abhängig. Be-
kanntlich sind rund 71% der Erdoberfläche durchschnittlich 3000 m tief mit Wasser
bedeckt. Meerwasser enthält etwa 50 Mal mehr Kohlenstoff als die gesamte Atmo-
sphäre. Ein Liter Wasser bindet bei 0° C etwa 3,4g CO2, bei 20°C aber nur noch 1,7g.
Die Erwärmung der Ozeane trägt also massiv zur Erhöhung des CO2-Gehalts der At-
mosphäre bei und nicht umgekehrt. Vom Ozean absorbiertes CO2 unterliegt im
Oberflächenwasser zum großen Teil dem Stoffwechsel von Algen und Plankton. Das
verbliebene CO2 verbindet sich mit Kalzium und wird allenthalben zu Kalkstein (Ca-
CO3) umgewandelt. Das recht schwer lösliche CaCO3 sinkt tiefer und lagert sich bis
in 5000 m Tiefe am Meeresboden ab.

Dort bilden sich allmählich Kalksteinschichten, die durch geologische Verschie-
bungen zum Teil als Kalksteingebirge an die Erdoberfläche gedrückt werden (Auf

dem Festland gibt es angeblich etwa 2,8 ⋅ 1016 t Kalkstein). Die Kalksteinschichten
werden aufgrund der Plattentektonik allmählich ins heiße Erdinnere hinab gedrückt.
Im heißen Magma wird CaCO3 unter hohem Druck und unter Einwirkung von Eisen
als Katalysator in Kohlenwasserstoffe (Erdgas etc.) umgewandelt. Von dort werden
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sie entweder durch Vulkane in die Atmosphäre abgegeben oder sammeln sich bei
verhinderter Entgasung in alten oder neuen Lagerstätten.

Die Umwandlung von Kalkstein in Kohlenwasserstoffe unter Bedingungen, wie sie
Im Erdmagma herrschen, gelang einer Gruppe um den Geologen Henry Scott an der
Universität Indiana um 2004. Dagegen ist es bis heute nicht gelungen, im Labor aus
pflanzlichen oder tierischen Rückständen wie im Magma allein mit Druck und Hitze
Kohlenwasserstoffe zu erzeugen. Das schafften bisher nur Lebewesen in anaeroben
Gärungsprozessen. Dieses prinzipielle Unvermögen veranlasste schon 1963 den No-
belpreisträger für Chemie (1947), Robert Robinson, zu der Aussage: „Es kann nicht
stark genug betont werden, dass Erdöl nicht die Zusammensetzung erkennen lässt,
die von umgewandeltem biogenetischen Material zu erwarten wäre, und alle entspre-
chenden Hinweise auf solche Bestandteile in sehr altem Öl passen genauso gut oder
sogar noch besser zu dem Konzept eines ursprünglichen Kohlenwasserstoffgemi-
sches, dem später biologisches Material hinzugefügt worden ist.“

Beide Recyclingprozesse von CO2 widersprechen nicht nur der CO2-Klima-
Hypothese, sondern auch der Peak Oil Hypothese, nach der die Vorräte an Kohlen-
wasserstoffen auf der Erde bald verbraucht sein würden. Auf die These näher einzu-
gehen, erübrigt sich, weil die vielen Explorationen neuer Lagerstätten die Peak Oil
Hypothese verstummen ließen. Auf eine andere Ursache für die Erwärmungshypo-
these sei hier nur verwiesen, ohne näher darauf einzugehen, es sind dies Änderungen
am Standort der Messstationen in Verbindung mit dem Wärmeinseleffekt.

Wie soll es weitergehen?

Um uns dieser Frage vom Grundsätzlichen her zu nähern, sei eine etwas ausho-
lende Vorbemerkung erlaubt. Der erste zivilisatorische Umbruch, das heißt der Über-
gang vom Tier zum Menschen gelang einem Teil der Hominiden mit der Überwin-
dung ihrer „tierischen Angst vor dem Feuer“ also mit der bewussten energetischen
Nutzung molekularer Bindungskräfte außerhalb ihres biologischen Körpers. Diejeni-
gen Hominiden, die diese Angst nicht überwinden konnten, verblieben im Bereich
der Tierwelt.

Der Einsatz des Feuers blieb neben der möglichen Verwendung als Waffe zu-
nächst auf den engen Wohnraum (z.B. Höhlen) beschränkt und half den Menschen
ihre biologischen Schwächen (z.B. angesichts eingetretener Eiszeiten) zu überwinden.
Daneben gelang dem Menschen im Laufe der zivilisatorischen Entwicklung die Nut-
zung anderer weniger prinzipiell neuer Energieformen, etwa der Körperkraft von Tie-
ren, der Windstärke und des Strömungsdrucks von Gewässern. Mit Beginn der Indu-
strialisierung lernte man die molekularen Bindungskräfte über Dampfmaschinen und
Verbrennungsmotoren direkt in mechanische Arbeitsenergie umzuwandeln. Schließ-
lich erschloss sich der Mensch mit Elektrogeneratoren eine neue Art der Energie, die
Elektrizität, die bis zur Nutzung der Kernenergie aber nur mit Hilfe molekularer Bin-
dungsenergie erschlossen wurde.

Ein ähnlicher zivilisatorischer Umbruch wie durch die Nutzung der molekularen
Bindungskräfte außerhalb biologischer Körper, kündigte sich am Ende des 19-
Jahrhundert mit der Entdeckung der Kernbindungskräfte in besonderen Forscher-
kreisen an. Vor die Öffentlichkeit trat die neue Energieform durch den Abwurf der
beiden Atombomben auf Hiroshima und Nagasaki in Japan, die eine „ungeheure“
Vernichtungswirkung zeigten. Die Gefährlichkeit einer Energieanwendung hängt von
ihrer Energiedichte ab. Daher ist z.B. bei gleicher Muskelkraft ein scharfer Degen ge-
fährlicher als eine stumpfe Keule. Die Spaltung eines Urankerns setzt rund 50 Millio-
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nen Mal mehr Energie frei als die Verbindung eines Kohlenstoffatoms mit zwei Sau-
erstoffatomen zu CO2. Die dermaßen stärkere Energiedichte bedingt die Gefährlich-
keit ihrer Nutzung.

Ist die Nutzung der Kernbindungsenergie zu gefährlich?

Die friedliche Nutzung der Kernbindungskräfte, der „Atomenergie“ brachte ein
wesentlich neues Moment in die Geschichte der Nachkriegszeit. Sie trat mit der un-
geheuren Schrecklichkeit der neuen Waffe in Erscheinung, die alle „normalen“ Men-
schen fürchterlich verstören und beunruhigen musste. Gegen ihre Anwendung de-
monstrierten zahlreiche Bürger – in Deutschland in der Ostermarsch- und Friedens-
Bewegung. Ein Widerstand gegen die Nutzung der Kernbindungskräfte als neuer
Energiequelle zeigte sich in der breiteren Öffentlichkeit zunächst nicht.

In der Nachkriegszeit litten die meisten Menschen an den Kriegsfolgen unter
Hunger und Brennstoffmangel, so dass sie sich wenig um fernerliegende Probleme
kümmerten. Als Anfang der 1950er Jahre der Wohlstand in der Bundesrepublik
spürbar zunahm, begann eine Phase des Optimismus mit viel Zuversicht in den tech-
nischen Fortschritt mit wachsendem Wohlstand. Die Nutzung der Kernenergie wurde
nicht als etwas „ungeheuer“ Neues wahrgenommen, sondern in den allgemeinen
technischen Fortschritt eingereiht, von dem man sich weiter wachsenden Wohlstand
versprach.

Im Jahre 1954 begann in der Sowjetunion das Kernkraftwerk Obninsk als erstes,
aus Kernenergie elektrischen Strom für die zivile Nutzung zu produzieren. Dem folgte
1956 das Kernkraftwerk Calder Hall in England. Zuvor, bereits 1953, hatte US Präsi-
dent Eisenhower die Kampagne „Atoms for Peace“ angekündigt. In seiner Rede hatte
er versprochen, mit der Kernenergie würde es möglich sein, die noch weltweit ver-
breitete Armut zu überwinden. Im Anschluss an die Rede erörterten in den Vereinig-
ten Staaten 1954 rund 1.500 Wissenschaftler auf einer Tagung, wie die zivile Nutzung
der Kernenergie Abhilfe bei einer zu erwartenden Energieknappheit schaffen könnte,
und trugen entsprechende Konzepte vor. Im Jahr danach, vom 8. bis zum 20. August
1955, fand in Genf zum gleichen Thema die erste internationale Atomkonferenz (In-
ternational Conference on the Peaceful Uses of Atomic Energy) unter der Federfüh-
rung der Vereinten Nationen statt. Sie führte zur Gründung der Internationalen
Atomenergie Organisation (IAEO). Laut Satzung ist ihre Aufgabe: „den Beitrag der
Kernenergie zu Frieden, Gesundheit und Wohlstand weltweit zu beschleunigen und
zu vergrößern“. Auf der Konferenz wurden vor allem Fragen der Wirtschaftlichkeit
und des Kapitalbedarfs diskutiert aber kaum die zunächst wirklich brennenden Fra-
gen der Sicherheit des Betriebs nuklearer Anlagen.

In Deutschland wurde das Bundesministerium für Atomfragen (ab Oktober 1955
unter Franz Josef Strauß) eingerichtet und die Deutsche Atomkommission (1956)
gegründet. Hier war es vor allem die SPD, die sich bereits auf ihrem Parteitag 1956
dem Aufruf „Atoms for Peace“ anschloss und in einer Entschließung die Nutzung der
Kernenergie zur Überwindung von Not und Elend forderte.

Bis in die 1960er Jahren fanden kaum Proteste gegen die friedliche Nutzung der
Kernenergie, weder gegen die Kernspaltung noch die inzwischen auch angegangene
Kernfusion, statt. Allenfalls wollte man geplante Kraftwerke, die diese „unheimliche“
und in der Bevölkerung wenig verstandene Energie nutzten, nicht vor der eigenen
Haustüre errichtet sehen.
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Das änderte sich in Deutschland nach 1970 als bei Breisach, Esenshamm, Neckar-
westheim und Bonn neue Kernkraftwerke geplant wurden. In Breisach kam es zu er-
sten öffentlichen Kundgebungen. Gegen den Plan wurden 65.000 Einsprüche einge-
reicht. Das führte zur Verlegung des Vorhabens nach Wyhl. Dort stieß es auf noch
größeren Widerstand und wurde daher schließlich in Philippsburg gebaut. In Wyhl
hatten die protestierenden Winzer sich nicht an der Unheimlichkeit der neuen Ener-
giequelle gestoßen. Vielmehr befürchten die Winzer, dass der aus dem Kühlsystem
des Werkes aufsteigende Wasserdampf die Qualität ihrer Reben beeinträchtigen
könnte.

Die Antikernkraftstoßrichtung in Wyhl kam ab Februar 1975 von außen. In den
1960er Jahren war es auf Initiative des Sozialistischen Deutschen Studentenbundes
(SDS) zum Widerstand gegen den sich unter Einfluss der westlichen Siegermächte
neu durchsetzenden, tendenziell neoliberalen Kapitalismus gekommen. Diese
Bewegung breitete sich vor allem in der Jugend aus und wurde bald unter Ausnut-
zung der „swarming adolescents“ und „rebellious hysteria“ der Jugend durch so-
ziopsychologische Einflussnahme von außen in eine vorwiegend antiautoritäre, an-
titraditionalistische Stoßrichtung gegen „die Etablierten“ umorientiert. Daraus bil-
dete sich die sogenannte „Neue Linke“ oder „68er Bewegung“. Diese in den 1968er
Jahren stark aufflammende Bewegung zerfiel rasch und flammte ab, so dass sich ihre
Aktivisten nach neuen Aktionsmöglichkeiten umsahen. Solche entdeckten sie in den
Kämpfen der Winzer bei Wyhl. So kam es, dass sich der Protest dort 1975 zahlenmä-
ßig so stark ausweitete und unter den Slogan „Kampf gegen Atomkraft und
Großindustrie“ gestellt wurde. In Wyhl ist die Antikernkraftbewegung aus dem
Schatten der Bedeutungslosigkeit herausgetreten. Ähnliches entwickelte sich auch in
Frankreich um das Kernkraftwerks Fessenheim.

Allerdings schaffte es die Antikernkraftbewegung noch nicht zu einer zentralen
Organisation. Statt dessen bildeten sich nach Wyhl eine Vielzahl von Gruppen und
Bürgerinitiativen, die dieses Thema aufgriffen und mit vielerlei anderen Themen ver-
banden. Das änderte sich in gewisser Weise mit der Gründung der „Partei die Grü-
nen“ im Jahr 1980. Sie wirkte zunächst als loses Wählerband für verschiedene Anti-
kernkraft- und Umwelt-Gruppen. Der Widerstand blieb auf die Ablehnung der Kern-
spaltung beschränkt. Die Kernfusion, blieb daneben weitgehend unberücksichtigt.

Die Katastrophe von Tschernobyl 1986 verhalf der Antikernkraftbewegung nach
einem gewissen Abklingen europaweit wieder zum Aufschwung, weil die radioaktive
Wolke nicht an Grenzen Halt machte. Das geschah dann noch einmal verstärkt mit
dem Reaktorunfall im Kernkraftwerk Fukushima Daiichi in Japan. Ein starkes Erd-
beben mit nachfolgendem Tsunami hatte im März 2011 dort große Schäden an dem
bereits zur Abschaltung vorgesehen und daher technisch kaum noch modernisierten
Kernkraftwerk geführt. Die Katastrophe von Fukushima und vor allem die Medienbe-
richterstattung darüber erschütterten den Glauben an die Beherrschbarkeit der
Atomkraft in weiten Kreisen Deutschlands. Die Bundesregierung unter Angela Mer-
kel ließ die ältesten Atommeiler sofort abschalten und bereitete den endgültigen Aus-
stieg vor, nachdem sie gerade erst die Laufzeiten verlängert hatte.

Die Themen und Schwerpunkte der Antikernkraftbewegung hatten sich über die
Jahre verschoben. Zuerst fürchtete man vor allem den GAU, den größten anzuneh-
menden Unfall eines Kernkraftwerks. Dann rückten Fragen der Wiederaufbereitung
und Endlagerung abgebrannter Brennelemente ins Zentrum der Ablehnung. Das ge-
schah, als das niedersächsische Gorleben zur größten Wiederaufarbeitungsanlage der
Welt und der nahe gelegene Salzstock zum Endlager des Atommülls werden sollten.
Schließlich konzentrierte man sich auf das Problem der Radioaktivität. Durch die
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Aktivität vieler Gruppen und durch die breite Medienberichterstattung wuchs die
Ablehnung der Kernergie in der deutschen Bevölkerung bis sie 2001 auch im Parla-
ment eine Mehrheit fand, die schließlich den Ausstieg aus der Kernkraft in Deutsch-
land beschloss.

Tragen die wichtigsten „Antiatomängste“?

Eines der ersten Argumente, das vielleicht am ehesten das Gefühl der „Ungeheu-
erlichkeit“ dieser neu ins Leben der Menschen eintretenden Macht ausdrückt, ist der
Vorwurf Kernenergie sei widernatürlich. Dieser emotionale Vorwurf ist leicht zu wi-
derlegen. Schon Licht und Wärme der Sonnenstrahlung stammen vorwiegend von
Kernfusionsprozessen in der Sonne. Auch die Wärme im Erdinneren, die neuerdings
mit Geothermik-Kraftwerken genutzt werden soll, wird durch nukleare Zerfalls- und
Spaltungsprozesse im Erdkern aufrechterhalten.

Schließlich brannten auf der Erde lange bevor der Mensch dazu in der Lage war,
Kernspaltungsreaktoren. Bei der Ortschaft Oklo in Gabun (Afrika) stieß man 1972
zum Beispiel auf sechs linsenförmige Taschen von je 10 bis 20 Metern Ausdehnung
und rund einem Meter Dicke (später entdeckte man weitere). Sie bargen ungewöhn-
lich hoch angereichertes Uranerz, das aber ungewöhnlich wenig von dem spaltbaren
Uranisotop U 235 enthielt. Dafür stieß man dort auf die üblichen Spaltprodukte des
Urans. Es handelte sich demnach dort um natürliche Kernspaltungsreaktoren, die
nach einschlägigen Berechnungen etwa 100 000 Jahre lang gearbeitet haben muss-
ten. Interessant dabei ist die Beobachtung, dass die nicht gasförmigen Spaltprodukte
nicht durch den porösen Sandsteinboden hindurch ins Grundwasser geschwemmt
wurden, sondern ungeschützt an der Stelle im Boden verblieben sind.

Wichtiger ist das Argument, der Betrieb von Kernreaktoren sei unbeherrschbar.
Die an die 50 Millionen Mal höhere Energiedichte der Kernbindung gegenüber der
molekularen Bindungskraft sind ein hohes Sicherheitsrisiko. Doch die lange Erfah-
rung in der Forschung, Entwicklung und beim Betrieb von Kernkraftwerken und der
globale Austausch der dabei gemachten Erfahrungen über die World Assiciation of
Nuclear Operators (WANO) hat mittlerweile zur weitestgehenden Lösung der Sicher-
heitsprobleme geführt. Dort fließen bei ständiger Überwachung der Reaktoren die
Meldung aller Störfälle und die Untersuchung ihrer Entstehung und Vermeidbarkeit
aus den inzwischen über 20.000 Jahren Betrieb aller Kernkraftwerke zusammen und
werden an alle Betreiber weitergereicht. Das führt zu einer wachsenden Erfahrung
und einer immer besseren Beherrschbarkeit möglicher Störfälle durch das Personal
vor Ort. Auch werden ständig neue, denkbare Störfälle ausgedacht, simuliert und,
wenn möglich, unter Laborbedingungen durchgespielt. Die daraus gewonnenen Er-
kenntnisse fließen nicht nur in die Schulungs- und Trainingsunterlagen der Betrei-
ber, des Wartungspersonals, der Aufsichts- und Überwachungsbehörden und sonsti-
ge Sachverständigen und deren ständige Überwachungsarbeit und Sicherheitsprü-
fungen ein. Sie dienen auch der ständigen Nachrüstung und Verbesserung der kern-
technischen Anlagen. Im veralteten Kernkraftwerk Fukushima war es trotz bereits
eingeleiteter Stilllegungsabsichten und entsprechend mangelhafter Nachrüstung
nicht aus Sicherheitsmängeln (obwohl es sie gab) zum Unfall gekommen, sondern
durch einen ungewöhnlich starken, so nicht vorhergesehenen Tsunami. Allenfalls
eine zu leichtfertige Standortwahl an der bedrohlichen Küste könnte haftbar gemacht
werden, und dass Pumpen und Notstromaggregate für die Notkühlung der Brennstä-
be nicht flutsicher im Keller untergebracht waren. Bei dem Unfall des RBMK-
Reaktors (einem graphitmoderierten wassergekühlten Siedewasser–Druckröhrenre-
aktor) in Tschernobyl am 26.4.1986 handelte es sich um einen Reaktor ohne entspre-
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chende Reaktorsicherheitshülle (Containment), an dem leichtfertig Versuche ge-
macht wurden, um das Brüten von Plutonium zu steigern. Die negative Wirkung die-
ser oder ähnlicher Störfälle und die teilweise agitatorische übertriebene Berichter-
stattung zeigten bald Wirkung.

Die Vertreter des „Unbeherrschbarkeit-Arguments“ vermeiden es, sich mit der
technischen Wirklichkeit auseinanderzusetzen. Die ausgesprochen hohe Betriebssi-
cherheit der Kernkraftwerke wird bewusst nicht wahrgenommen. Den Hochtempe-
ratur(-Kugelhaufen)reaktor in Jülich (HTR) hatte man versuchsweise – ab-
sichtlich ohne alle Sicherheitsvorkehrungen – weiterbetrieben. Der Reaktor schaltete
automatisch ab – ohne GAU-Kernschmelze. Jeder irgendwie denkbare Schadensfall
wurde dabei selbsttätig, ohne menschliche Eingriffe, so eingegrenzt, dass die Auswir-
kungen innerhalb der Anlage quasi abgefangen und eventuelle Schadenswirkungen
nicht über die Anlage hinaus gelangen konnten. Das wurde in Jülich experimentell
nachgewiesen. Trotzdem und trotz dieses unwiderlegbaren Praxis-Nachweises und
erheblicher Investitionen wurden entsprechende Anlagen nicht in Betrieb genommen
bzw. kurz nach Inbetriebnahme stillgelegt. Das lässt sich durch Sicherheitsbedenken
nicht mehr begründen.

Liegt es am Argument, dass bei der Nutzung der Kernkraft Radioaktivität ent-
steht? Zunächst sollte man sich klarmachen, wie Radioaktivität zustande kommt.
Werden Atomkerne gespalten oder fusioniert, treten Kernveränderungen auf, bei de-
nen das zur Stabilisierung der Kerne erforderliche Verhältnis von Protonen zu Neu-
tronen gestört ist. In den Kernen werden nun Kräfte wach, die zu ihrer Stabilisierung
beitragen. Dazu stoßen sie subatomare Teilchen oder Energiequanten in Form von
radioaktiver Strahlung ab. Diese ist ab einer bestimmten Intensität durchaus gesund-
heitsschädlich oder gar tödlich. Diese Form der Stabilisierung der Kerne fand auf der
Erde seit ihrer Entstehung statt, klang mit der Zeit deutlich ab und sorgt noch heute
für die jeweils natürliche radioaktive Hintergrundstrahlung vor Ort.

Die Intensität der Strahlung hängt von der sogenannten Halbwertszeit der Sub-
stanzen ab; das ist die Zeit in der die Hälfte der Kerne der vorliegenden Substanz sich
stabilisiert hat oder zerfallen ist. Stark strahlende Elemente haben eine sehr kurze
Halbwertszeit. Andere, wie z.B. Wismut, haben eine extrem lange Halbwertszeit von
rund 2,5 Mrd. so dass Streit entstand, ob das Element den stabilen oder instabilen
Elementen zu rechnen sei. Abgestoßen werden je nach der Kerneigenschaft (des Iso-
tops) entweder Heliumkerne als Alphastrahlung oder Elektronen beziehungsweise
Positronen (letzteres, wenn sich im Kern ein Neutron in ein Proton umwandelt und
dabei ein Elektron freigesetzt wird) als Betastrahlung, und/oder Gammastrahlung.
Diese besteht aus Energiequanten elektomagnetischer Strahlung mit einer Energie
über 200 keV mit einer Wellenlänge kürzer als 0,005 nm. Schließlich können insta-
bile Kerne sich durch das Abstoßen eines Neutrons oder weit seltener eines Protons
stabilisieren. Die Stärke der jeweiligen Radioaktivität hängt von der Art und der An-
zahl der Kernumwandlungen pro Zeiteinheit des jeweiligen instabilen Isotops ab. Ein
Kernzerfall pro Sekunde entspricht der Strahlungsintensität von einem Becquerel (Bc
– darum wirken die Zahlenwerte in Becquerel beängstigend groß). Die dabei übertra-
gene Energie wird in Gray (Gy) gemessen. Die relative biologische Wirksamkeit wur-
de an entsprechenden biologischen Substanzen ermittelt und wird in Sievert (Sv) pro
Zeiteinheit der Bestrahlung ermittelt und zum Beispiel durch Millisievert pro Jahr
(mSv/a) angegeben.

Die Radioaktivität kann bei Lebewesen zu gefährlichen Verbrennungen führen.
Noch gefährlicher ist, wenn es zur Ionisierung kommt, indem die Strahlung in der
Atomhülle eines Kerns einen Elektronenüberschuss oder Elektronenmangel erzeugt.
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Dadurch kann die molekulare Bindungsfähigkeit des Atoms gestört werden, was zum
Beispiel lebenswichtiger Molekülketten in Organismen zerstören kann. Aus lebens-
wichtigen Molekülen können somit sogar Giftstoffe werden. Bisherige langanhalten-
de Untersuchungen führten zu folgenden Erfahrungswerten: Die Strahlung von über
50 Sv führt innerhalb weniger Wochen zum Tod, bei 4-5 Sv besteht eine Überleben-
schance von etwa 50%. Bei einer ständigen Strahlung von unter 0,5 Sv konnte das
Kernforschungszentrum Karlsruhe in entsprechenden Untersuchungen keine nach-
teiligen Auswirkungen mehr erkennen. Das Bundesamt für Strahlenschutz hat den
Grenzwert der Zumutbarkeit vorsichtshalber auf 0,02 Sv/a also 20 mSv/a festgelegt.

Allerdings bemerkte man bald auch gesundheitsfördernde Wirkungen der ionisie-
renden Strahlung im relativ niedrigen Strahlungsbereich. Das erfuhr man zuerst an-
hand der Atombombentests. Im hohen Strahlungsbereich des Testgebietes erlosch
alles Leben. Darum herum zeigte sich ein sogenannter Grüngürtel mit relativ hoher
Strahlung, in dem der Pflanzenwuchs besonders stark wucherte, um schließlich ins
übliche Wachstumsverhalten der weiteren Umgebung auszulaufen. Aufgrund dieser
Beobachtung kam es zu zahlreichen Untersuchungen, die zu dem Ergebnis führten,
dass eine um circa 5 bis 10 mSv/a erhöhte Strahlungsdisposition Wachstumsprozesse
anregt und Stoffwechselprozesse tierischer Zellen sowie die Photosynthese der Pflan-
zenzellen beschleunigt. Die positiven Effekte radioaktiver Strahlung sind übrigens
seit dem Mittelalter bekannt, als unter anderen der Arzt Parazelsus von Hohenheim
(1493-1541) die Heilwirkung des Gasteiner Radonwassers erkannt hatte. Der Grund
für eine positive Wirkung der Strahlung kann von dem Umstand herrühren, dass in
der Zeit, als sich das Leben auf der Erde entwickelte, die natürliche radioaktive Um-
gebungsstrahlung wesentlich höher war als heute und die lebenden Zellen sich darauf
eingestellt haben. Daraus erklärt sich, dass an manchen Orten mit einer natürlichen
Strahlungsintensität, die deutlich höher als die in Deutschland erlaubte ist, die Men-
schen gesünder sind und Heilungsprozesse nachweislich rascher ablaufen als hierzu-
lande. Das gilt insbesondere für die Gegenden um Ramasar im Iran oder am Strand
von Guarapara in Brasilien.

Allerdings wird heute in den Medien und von zuständigen Behörden die Gefähr-
dung durch Strahlungsintensität rein rechnerisch linear herunter gerechnet. Damit
wird jede radioaktive Strahlung zu einem, wenn auch geringen Gesundheitsrisiko
eingestuft. Die wenigsten derer, die sich vor Radioaktivität fürchten, wissen, dass ihr
eigener Körper mit rund 0,25 mSv strahlt, Sex und Körpernähe demnach gesund-
heitsgefährdend wäre. Die um Kernkraftwerke ständig überwachte zugelassene Ra-
dioaktiv ist so gering, dass sie nicht einmal die Gesundheit fördern kann und von je-
der natürlichen radioaktiven Bestrahlung bei Besteigung eines höheren Berges oder
einer Flugreise überboten wird.

Wie zutreffend ist nun das Argument der Gefährlichkeit und der langen Strah-
lungsdauer der radioaktiven Abfälle aus Kernkraftwerken? Solche Abfälle treten in
den Kernkraftwerken durchaus auf, wenn man sie unbehandelt ließe. Bei stark
strahlenden Abfällen ist die Halbwertszeit kurz, so dass die Strahlung rasch unter den
vorgeschriebenen niedrigen Grenzwert absinkt. Umgekehrt strahlen Stoffe mit einer
sehr langen Halbwertszeit sehr schwach (Antiproportionalität). Die Instabilität sol-
cher Kerne kann im Schnellen Brüter, im Dual-Fluid-Reaktor (DFR) oder in anderen
neuen Reaktortypen behandelt werden. Bei diesen Kraftwerkstypen handelt es sich in
der Regel nicht mehr um Meiler, in denen Brennstoff für eine lange Betriebsdauer
eingelagert ist, sondern um „Öfen“ in die nur der jeweils aktuelle Bedarf an Brenn-
stoff zugeführt wird. Die in den Anlagen herrschende Neutronenstrahlung sorgt für
die Spaltbarkeit und weitere Spaltung der überschweren Kerne oder für eine Stabili-
sierung leichterer Kerne durch die Anbindung fehlender Neutronen. Rein wirtschaft-
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lich betrachtet, ließe sich damit die Strahlungsaktivität aller Spaltprodukte auf eine
erforderliche Sicherungsfrist von 300 Jahren reduzieren.

Es bleibt noch ein letztes Argument: Die begrenzte Verfügbarkeit von Kernbrenn-
stoff. Sie reiche nicht weit genug, – heißt es – damit sich eine Umstellung auf die
Nutzung der Kernbindungskräfte wirtschaftlich lohnt. Ausgangsstoff für die Kern-
spaltung ist Uran 235, das nur zu 0,7% in Natururan enthalten ist. Für die Erzeugung
einer Milliarde Kilowattstunden mit üblichen Leichtwasserreaktoren werden dem-
nach 22 t Natururan gebraucht (beim Einsatz von Steinkohle wären es ca. 340 000 t).
Natururan ist in der Erdkruste und in den Ozeanen reichlich vorhanden, allerdings
nicht immer leicht zu gewinnen. Der Begriff „nachgewiesene Reserven“ bezieht sich
auf die zu Marktpreisen derzeit zu fördernden Vorräte. Wenn behauptet wird, die
Uranvorräte gingen in wenigen Jahrzehnten zur Neige, dann bezieht man sich auf die
von den Urangesellschaften angegebenen „nachgewiesenen Reserven“. Bei dieser Be-
hauptung wird die Möglichkeit der Rückgewinnung der Nuklearbrennstoffe durch die
Wiederaufbereitung abgebrannter Brennstäbe und des Erbrütens neuer Brennstoffe
in Reaktoren bewusst ignoriert.

Da in letzter Zeit viel Nuklearbrennstoff aus abgerüsteten Atomwaffen zur Verfü-
gung stand, sanken die Uranpreise. Zahlreiche Uran-Bergwerke wurden deshalb still-
gelegt. In Deutschland wurde zum Beispiel die Uranförderung 1990 völlig eingestellt.
Entsprechend sanken die „nachgewiesenen Reserven“, und es wurde darauf verzich-
tetet, weitere Lagerstätten zu prospektieren. Bei den derzeit üblichen Förderkosten
kommt man auf nachgewiesene Reserven von 11,3 Mio. t. Diese würden rund 150
Jahre reichen. Hinzu kommen bekannte Uranlager von 22 Mio. t in Phosphaterzen,
die etwa bei gleichen Kosten abgebaut werden könnten. Beides zusammen errechnet
eine Verfügbarkeit von 490 Jahren. Schließlich sind rund 4 Mrd. t Uran im Meerwas-
ser gelöst und könnten mit Kosten von rund 300 US $/kg gewonnen werden.

Doch Natururan ist nicht die wichtigste Quelle des Kernbrennstoffs. In den noch
üblichen Kernreaktoren wird nur 1% des Uraninventars gespalten. Bei der Wieder-
aufbereitung der Brennelemente könnte rund ein Drittel der Abfälle wieder zur Ener-
giegewinnung verwendet werden. Allerdings ist die Förderung von Natururan zurzeit
noch billiger als die Wiederaufbereitung abgebrannter Brennstäbe aus Leichtwasser-
reaktoren. Mit dem Schnellen Brüter kann nahezu das gesamte Natururan in Kern-
brennstoff umgewandelt werden. Dadurch würde sich die Reichweite des bereits be-
kannten Urans um das 60-fache steigern (490 x 60 Jahre). Das würde natürlich die
Uran-Preise enorm drücken. Die Inbetriebnahme des 1985 für 7 Mrd. DM (3,6 Mrd.
Euro) fertiggestellten Schnellen Brutreaktors SNR 300 in Kalkar wurde daher poli-
tisch verhindert, 1991 verboten und die Anlage in einen Vergnügungspark umgewan-
delt. Dieser Politik entsprechend wurde in Deutschland auch das für 2 Mrd. DM er-
baute Mischoxid-Brennelemente-Werk in Hanau zur Umwandlung von Waffenpluto-
nium in Kernbrennstoff sofort nach der Fertigstellung stillgelegt. Auf Nachfrage aus
dem Ausland wurde sogar der Verkauf des Werks politisch unterbunden.

Ein weiterer in der Natur vorhandener Spaltbrennstoff ist Thorium (Th 232), das
zu 3 – 11 Prozent im reichlich vorhandenen Monazit-Sand vorkommt. Seine Vorräte
sind weit größer als die an Natururan. Die Stromerzeugung aus Thorium wurde in
dem in Deutschland entwickelten Kugelhaufenreaktor, dessen gefahrloser Betrieb
sich auch für Entwicklungsländer eignen würde, über Jahre gefahrlos erprobt und
schließlich ebenfalls politisch verhindert. Inzwischen wurde die Anlage in China
weiterentwickelt und arbeitet seit Ende Dezember 2021 dort sicher. Thorium 233, das
aus Th 232 gebrütet wird, eignet sich nicht nur wegen seines sehr hohen Schmelz-
punktes (3300° C für Thoriumoxid) besser für die Stromerzeugung durch Kernspal-
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tung als Uran. Bei seinem Brutprozess fallen weder waffenfähiges Plutonium noch
andere „problematische“ Transurane an. Auch sind seine Spaltprodukte leichter und
gefahrloser zu handhaben.

Von einer absehbaren Knappheit von Kernspaltungsbrennstoffen kann also so
wenig die Rede sein, wie von den meisten der angeblichen und medial hochgespielten
Gefahren der „Atomenergie“, also der Energie aus Kernspaltung.

Auf ein bisher kaum beachtetes Argument ist noch knapp hinzuweisen. Erst die
Kernenergie vermag die hohe Energiedichte zu liefern, mit der sich sehr harte Mole-
kularbindungen gewisser, relativ häufiger „Schadstoffe“ brechen lassen. Denn im
Plasmazustand lösen sich alle Moleküle in ihre Elemente auf und können anschlie-
ßend wieder zu neuen Werkstoffen verbunden werden. Ein Plasmazustand lässt sich
mit der üblicherweise genutzten molekularen Bindungsenergie, – geschweige denn
mit den sogenannten alternativen Energien – kaum oder nur sehr aufwendig mit ge-
ringen Mengen erreichen. Denn dazu sind hohe Energiekonzentrationen nötig, die
sich sinnvollerweise nur mit der Nutzung der rund 50 Millionen Mal stärkeren, nu-
klearen Bindungsenergie erreichen lassen.

Über die Nutzung der Kernbindungsenergie durch Kernfusion wird bisher in
der Öffentlichkeit kaum diskutiert. Hierzu wurde auch noch kein spezifisches
Angstszenario entwickelt. Das mag daran liegen, dass die gewinnbringende Rea-
lisierung der beiden wichtigsten Reaktorarten, der Tokamaks und Stellaratoren, auf
welche die Fusionstechnologie-Forschung eingeengt worden ist, noch nicht absehbar
ist und diese sich möglicherweise auch nur als begrenzt einsetzbar erweisen werden.
Zwar fällt die dabei auftretende Radioaktivität (bei Tritium – Superschwerer Wasser-
stoff) sehr gering aus, allerdings wird bei den herkömmlichen Verfahren zur Ver-
schmelzung von Wasserstoffisotopen rund drei Viertel der Energie in sehr schnellen
Neutronen freigesetzt, was erhebliche Probleme bei der Nutzung dieser Energiequel-
len aufwirft. Die Stromerzeugung würde hierbei wie bei der Kernspaltung durch Er-
hitzen eines Fluids (z.B. Wasser) in einem Sekundärkreislauf und Antrieb einer Tur-
bine erfolgen.

Inzwischen ist ein anderes Fusionsverfahren, das sogenannte Dens Plasma Focus
Verfahren abseits der allgemeinen Wahrnehmung und des öffentlichen Interesses
von rein privater Seite relativ weit fortgeschritten. Es kommt ohne jede Radioaktivität
und Neutronenstrahlung aus. Hierbei werden in einer relativ kleinen Anlage je ein
Bor11-Kern mit einem Wasserstoffkern verschmolzen, dabei entstehen je 3 Helium
Kerne, welche die freigesetzte Energie in einem dichten Strahl ausstößt. Dieser Strahl
lässt sich wie bei einem Transformator durch Spulen abbremsen, wodurch unmittel-
bar elektrischer Strom induziert wird. Schließlich trifft der Strahl auf eine Konden-
sator-artige Platte, auf der sich die Heliumkerne ihre Elektronenhülle beschaffen, so
dass wieder elektrischen Strom fließt. Diese vielversprechende Lösung ist an anderer
Stelle ausführlicher beschrieben worden.

Fazit:

Unsere moderne industrielle Gesellschaft ist in sehr hohem Maße ab-
hängig von einer gesicherten Energie- und Stromversorgung. Ohne eine
solche bricht viel mehr zusammen als nur das Internet. Daher ist die Entscheidung
für oder gegen Kernenergie, Kohle und Gas –, also für eine unsichere und derzeit im
benötigten großen Umfang unmöglich speicherbare „Erneuerbare Energie“ nicht nur
eine ideelle. Eine solche Entscheidung hätte sehr weitreichende Folgen für unsere
Gesellschaft.
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Umbruch – Einbruch oder Aufbruch: Es scheint, als wollten einige wenige
Machthaber mit einem „Great Rest“ – das heißt Zurücksetzung – ihre Pfründe in ei-
nem zusammenbrechenden Finanzsystem retten und ihre Macht konzentriert aus-
bauen. Sie versprechen eine angeblich bessere Welt, in der normale Bürger nichts
mehr besitzen und damit angeblich glücklich seien, weil sie meinen, das Klima ge-
rettet und den Schritt in eine neue Gesellschaft – mit der Nutzung der Kernbin-
dungskräfte als Grundlage – vermieden zu haben.

Denn sollte den heutigen Menschen die Nutzung der Kernbindungskräfte so um-
fänglich gelingen wie den ersten Menschen schließlich die Nutzung der molekularen
Bindungskräfte, ist eine Umstrukturierung der Gesellschaftsordnung wie sie vor rund
10.000 mit der Einführung der Landwirtschaft im Grundsatz geschaffen worden ist,
zu erwarten. Sollen wir tatenlos zusehen, wie das von den Nutznießern des „Great
Rest“ verhindert wird?
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